
 

 
 
Krankengeld – Antrag – Genehmigungsfiktion  
 

Machts Sinn, 29.12.2016 

Textauszug aus dem Entwurf einer Beschwerdeschrift  

 

 

Außerdem kommt hier der Genehmigungsfiktion des § 13 Abs. 3a SGB V Bedeutung bei. Soweit nicht bereits in 

der Vorlage der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen formlose Anträge auf Krankengeld zu sehen wären, mit 

denen das Leistungsbegehren jedenfalls nach Ablauf der Leistungsfortzahlung am 08.03.2016 ausreichend klar 

erkennbar – fiktionsfähig – zum Ausdruck gebracht wurde, gilt dies spätestens für die mehreren Telefonate der 

Ast mit der TK und die E-Mail vom 07.04.2016.  

Damit ist die auf Krankengeld gerichtete Willenserklärung ausreichend eindeutig angebracht worden. Der Antrag 

ist nicht formgebunden. Er kann persönlich, telefonisch, per E-Mail, … gestellt werden. Auch konkludent gestellte 

Anträge sind wirksam. Im Übrigen war die TK nach § 16 Abs. 3 SGB I verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass 

unverzüglich klare und sachdienliche Anträge gestellt und unvollständige Angaben ergänzt werden. 

Über die Anträge auf Krankengeld hat die TK nicht zügig, spätestens bis zum Ablauf von drei Wochen nach 

Antragseingang, entscheiden. Der Beteiligung des MDK bedurfte es nicht. Die Ast wurde auch nicht schriftlich 

darüber unterrichtet, dass bzw. aus welchen (hinreichenden) Gründen die TK die Frist nicht einhalten kann. 

Deswegen gilt die Leistung nach Ablauf der Frist als genehmigt, der Antrag auf Krankengeld ab 08.03.2016 als 

bewilligt. 

Die Rechtsprechung des seit 2014 nicht mehr für Krankengeld zuständigen 1. BSG-Senats mit Urteil vom 

08.03.2016, B 1 KR 25/15 R, steht dieser Rechtsauffassung zum Krankengeld nicht entgegen. Die – beiläufigen, 

auch für den dortigen Rechtsstreit mit stattgebendem Urteil zu Psychotherapie irrelevanten – Äußerungen im 

Zusammenhang mit § 13 Abs. 3a Satz 7 SGB V und unmittelbaren Geldleistungen, auch mit 

Unterhaltsersatzfunktion, berühren den hier streitigen Fall nicht. Hier geht es nicht um den gesetzlichen 

Erstattungsanspruch für selbstbeschaffte erforderliche Leistungen (etwa Überbrückungskredite, § 13 Abs. 3a Satz 

7 SGB V), sondern lediglich um die Genehmigungsfiktion des § 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V, wonach die Leistung nach 

Ablauf der Frist als genehmigt gilt, wenn keine schriftliche Mitteilung eines hinreichenden Grundes erfolgt. Die 

Genehmigungsfiktion setzt keinen Erstattungsanspruch voraus, sondern umgekehrt der Erstattungsanspruch die 

Genehmigungsfiktion, wie das BSG zutreffend ausführte: 

„Grundvoraussetzung des Erstattungsanspruchs aufgrund Genehmigungsfiktion (§ 13 Abs 3a S 7 SGB V) ist, dass 

die beantragte Leistung im Sinne des Gesetzes nach Ablauf der Frist als genehmigt gilt (§ 13 Abs 3a S 6 SGB V).“ 

Damit ist der Erstattungsanspruch eine speziell geregelte Rechtsfolge der Genehmigungsfiktion, auf die es im 

Zusammenhang mit Krankengeld als Leistung des Leistungskatalogs der gesetzlichen Krankenversicherung aber 

nicht ankommt. Zum hier relevanten Sachverhalt gibt es bisher keine der Orientierung dienende gegenteilige 

Rechtsprechung. 

http://www.swr.de/forum/read.php?2,83591,85911,page=10#msg-85911


Dass Krankengeld vom Anwendungsbereich des § 13 Abs. 3a (Satz 6) SGB V erfasst ist, folgt zum einen aus der 

Ratio der Regelung. Die Vorschrift soll nämlich die Beschleunigung der Bewilligungsverfahren bei den 

Krankenkassen bezwecken und der schnellen Klärung von Leistungsansprüchen dienen. Sie konkretisiert die 

allgemeine Pflicht der Leistungsträger nach § 17 Absatz 1 Nummer 1 Erstes Buch Sozialgesetzbuch, darauf 

hinzuwirken, dass jeder Berechtigte die ihm zustehenden „Sozialleistungen“ – also auch Krankengeld – in 

zeitgemäßer Weise, umfassend und zügig erhält. Deswegen sieht der neu gefasste Satz 6 vor, dass die Leistung 

nach Ablauf der Frist als genehmigt gilt, wenn die Krankenkasse dem Versicherten keinen hinreichenden Grund 

für die Nichteinhaltung der genannten Fristen nennt (Gesetzesbegründung, Bundestags-Drucksache 17/10488, S. 

32 sowie Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Gesundheit <14. Ausschuss> Drucksache 

17/11710, S. 29, 30).  

Dementsprechend sind von § 13 Abs. 3a SGB V die „Leistungen“ insgesamt erfasst. Damit wirkt die Bestimmung 

– anders als die Absätze 1 und 2 – eindeutig über „Sach- und Dienstleistungen“ hinaus. Die Überschrift des § 13 

SGB V steht dem nicht entgegen.  

Die Rechte der im SGB V Versicherten gegenüber den Krankenkassen sollten gestärkt werden. Es spricht nichts 

dafür, dass der Gesetzgeber den hier streitigen – extremen – Fall grundlos nicht fristgerechter 

Leistungserbringung von der Genehmigungsfiktion des § 13 Abs. 3a Satz 6 SGB V ausnehmen wollte. Damit wäre 

den Krankenkassen Tür und Tor für Abläufe wie im vorliegenden Fall geöffnet, obwohl es gerade beim 

Krankengeld als Leistung für den laufenden Lebensunterhalt auf die zeitnahe Entscheidung der Krankenkasse 

ankommt und es ausdrückliches Ziel war, Problemlagen zu vermeiden, gerade wenn diese wie im Falle der Ast 

irreparabel werden. 

Die Genehmigungsfiktion ist vor Zugang des Bescheides vom 31.05.2016 wirksam geworden. Sie wird durch den 

Bescheid vom 31.05.2016 weder aufgehoben noch anderweitig „verdrängt“. Der Bescheid vom 31.05.2016 ist 

nicht bestandskräftig geworden, sondern wurde mit dem Widerspruch vom 06.06.2016 angefochten. Dazu 

schrieb die TK am 13.07.2016: „Wir heben daher unseren Bescheid vom 31.05.2016 auf.“ Der an dessen Stelle 

getretene Änderungsbescheid vom 13.07.2016, mit dem Krankengeld bis 24.04.2016 gewährt und für die Zeit 

danach abgelehnt wurde, half dem Widerspruch nicht voll ab. Obwohl er Gegenstand des früheren 

Widerspruchsverfahrens wurde, ist entsprechend der Rechtsbehelfsbelehrung auch dagegen Widerspruch 

erhoben worden. Dazu ist der Widerspruchsbescheid vom 15.09.2016 ergangen. Die Bescheide i. d. F. des 

Widerspruchsbescheides sind im Klageverfahren S 17 KR 613/16 streitig.  

Damit ist die Berufung auf die Genehmigungsfiktion weiterhin zulässig. Die fingierte Genehmigung bleibt 

wirksam, solange und soweit sie nicht zurückgenommen, widerrufen, anderweitig aufgehoben oder durch 

Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt ist (vgl § 39 Abs 2 SGB X) 

Die Fiktion der Krankengeld-Bewilligung ab 08.03.2016 ist nicht mit einer wirksamen, erst recht nicht mit einer 

nach § 32 SGB X – unzulässigen – Nebenbestimmung der jeweiligen Befristung der Krankengeld-Bewilligungen 

entsprechend den voraussichtlich-bis-Daten der einzelnen Arbeitsunfähigkeits-Bescheinigungen verbunden. 

Auch dazu wird auf die präzise Krankengeld-Rechtsprechung der Sozialgerichte Speyer und Mainz verwiesen. 

Deren rechtliche Beurteilung ist ausdrücklich vollinhaltlich Gegenstand dieses Verfahrens: 

 

Gericht Datum Az  Inhalt 

 

SG  

Mainz 

 

07/25/2016 

 

S 3 KR 

428/15 

 

Bewilligung von Krankengeld als (konkludenter) Dauerverwaltungsakt - 

Unzulässigkeit einer befristeten Gewährung – 

 

http://www3.mjv.rlp.de/rechtspr/DisplayUrteil_neu.asp?rowguid=%7bBD2FFA7A-3E0E-426F-AEF4-0DA7E4CCFF61%7d
http://www3.mjv.rlp.de/rechtspr/DisplayUrteil_neu.asp?rowguid=%7bBD2FFA7A-3E0E-426F-AEF4-0DA7E4CCFF61%7d


SG  

Mainz 

03/21/2016 S 3 KR 

255/14 

Bewilligung von Krankengeld als (konkludenter) Dauerverwaltungsakt - 

Unzulässigkeit einer befristeten Gewährung – 

 

Die Bewilligung von Krankengeld stellt dann einen begünstigenden 

Verwaltungsakt mit Dauerwirkung dar, wenn Krankengeld für eine bestimmte 

oder auch unbestimmte Zeit in der Zukunft gewährt wird (Anschluss an SG 

Speyer, Urteil vom 30.11.2015 - S 19 KR 160/15 - Rn. 33). Bei einer durch 

Auszahlung konkludent verfügten Bewilligung von Krankengeld ist grundsätzlich 

von einer unbefristeten Bewilligung auszugehen. 

 

Die befristete (zeitabschnittsweise) Bewilligung von Krankengeld ist mangels 

einer Rechtsvorschrift im Sinne des § 32 SGB X nicht zulässig (Anschluss an SG 

Speyer, Urteil vom 30.11.2015 - S 19 KR 160/15 - Rn. 44 ff.; entgegen BSG vom 

16.09.1986 - 3 RK 37/85 - Rn. 16 ff). 

 

Solange Arbeitsunfähigkeit fortbesteht, genügt für die Aufrechterhaltung des 

Krankengeldanspruchs bis zum Ende der Anspruchshöchstdauer (§ 48 Abs. 1 

SGB V) oder bis zum Ausschluss (§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB V) bzw. Wegfall (§ 51 

Abs. 3 Satz 1 SGB V) des Anspruchs eine erste ärztliche Feststellung. § 46 Satz 1 

Nr. 2 SGB V regelt nur den Beginn des Krankengeldanspruchs (Fortführung von 

SG Mainz, Urteil vom 31.08.2015 - S 3 KR 405/13 - Rn. 61 ff.; vgl. SG Trier, Urteil 

vom 24.04.2013 - S 5 KR 77/12 - Rn. 21 ff.; SG Mainz, Urteil vom 24.09.2013 - S 

17 KR 247/12 - Rn. 32 ff., SG Speyer, Urteile vom 22.11.2013 - S 19 KR 600/11 - 

Rn. 39 ff. und vom 07.04.2014 - S 19 KR 10/13 - Rn. 43 ff.; SG Mainz, Urteil vom 

04.06.2014 - S 3 KR 298/12 - Rn. 48 ff.; LSG Nordrhein-Westfalen, Urteile vom 

17.07.2014 - L 16 KR 146/14 - Rn. 22 ff., L 16 KR 429/13 - Rn. 26 ff., L 16 KR 

160/13 - Rn. 25 ff., L 16 KR 208/13 - Rn. 24 ff.; SG Speyer, Beschlüsse vom 

08.09.2014 - S 19 KR 519/14 ER - Rn. 31 ff. und vom 03.03.2015 - S 19 KR 10/15 

ER - Rn. 33 ff.; SG Speyer, Urteile vom 22.05.2015 - S 19 KR 959/13 - Rn. 41 ff., 

und vom 30.11.2015 - S 19 KR 409/14 - Rn. 59 ff. sowie S 19 KR 160/15 - Rn. 78 

ff.; Knispel, NZS 2014, S. 561 ff.; Schröder, ASR 2015, S. 160 f.; entgegen u.a. 

BSG, Urteile vom 16.12.2014 - B 1 KR 31/14 R; B 1 KR 35/14 R; B 1 KR 37/14 R). 

 

SG  

Speyer 

 

07/11/2016 S 19 KR 

599/14 

Bewilligung von Krankengeld als (konkludenter) Dauerverwaltungsakt - 

Unzulässigkeit einer befristeten Bewilligung – 

 

SG  

Speyer 

 

11/30/2015 S 19 KR 

160/15 

Bewilligung von Krankengeld als Dauerverwaltungsakt - Unzulässigkeit einer 

befristeten Gewährung - Zur Änderung des § 46 SGB V durch das GKV-VSG 

 

 

Danach besteht der Krankengeld-Anspruch auch im Fall der Ast über den 13.03.2016 bzw. 24.04.2016 hinaus 

ununterbrochen fort. Die Beendigung des Krankengeldes ist – als Folge der Genehmigungsfiktion – nur nach 

vorheriger Anhörung (§ 24 SGB) unter den Voraussetzungen und nach Anwendung des § 48 SGB X möglich. Da es 

an Letzterem fehlt und das Krankengeld auch deswegen ohne Unterbrechung bis auf weiteres zusteht, ist der 

Anordnungsanspruch eindeutig. 

 

http://www3.mjv.rlp.de/rechtspr/DisplayUrteil_neu.asp?rowguid=%7b1B9170A0-4FB4-408B-A160-DFC31976559C%7d
http://www3.mjv.rlp.de/rechtspr/DisplayUrteil_neu.asp?rowguid=%7b1B9170A0-4FB4-408B-A160-DFC31976559C%7d
http://www3.mjv.rlp.de/rechtspr/DisplayUrteil_neu.asp?rowguid=%7bB415E6FE-37DF-443C-BB58-5082AABAD587%7d
http://www3.mjv.rlp.de/rechtspr/DisplayUrteil_neu.asp?rowguid=%7bB415E6FE-37DF-443C-BB58-5082AABAD587%7d
http://www3.mjv.rlp.de/rechtspr/DisplayUrteil_neu.asp?rowguid=%7bEA3D5B21-E60E-4D51-890A-8F29286A92FA%7d
http://www3.mjv.rlp.de/rechtspr/DisplayUrteil_neu.asp?rowguid=%7bEA3D5B21-E60E-4D51-890A-8F29286A92FA%7d

